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Stellungnahme der VhU zum   
Entwurf des Gesetzes zur Änderung des Hessischen Gesetzes über den Anspruch auf 
Bildungsurlaub und weiterer Rechtsvorschriften 
 
 
Sehr geehrte Frau Tiemann,  

herzlichen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Gesetzesentwurf der Änderung 
des HBUG und weiterer Rechtsvorschriften, die die VhU gerne nutzt.  

Wie Sie bereits aufgrund der jüngste Anhörung im Jahr 2018 sowie unserer Beteiligung an der 
Evaluation im Jahr 2021 wissen, steht die VhU dem HBUG generell skeptisch gegenüber, 
deshalb erlauben Sie uns eine kurze Vorabbemerkung. Seit der Einführung des hessischen 
Bildungsurlaubsgesetzes ist die Inanspruchnahme seitens der Bürgerinnen und Bürger über-
schaubar, wie im Plenum des hessischen Landtags jüngst auch konstatiert wurde. Als Schluss, 
ziehen wir aus der konstant geringen Nachfrage nach einem fast 25jährigen bestehenden An-
spruch jedoch weniger die Notwendigkeit einer Intensivierung, sondern die Notwendigkeit ei-
ner Diskussion darüber, ob das Gesetz generell seinen Zweck erfüllt.  

Wenn die Nachfrage gering ist, besteht mitunter schlicht kein Bedarf. Dies ist jedenfalls eine 
denkbare Lesart, die sich mit unseren Erfahrungswerten und Rückmeldungen aus der Breite 
der Wirtschaft deckt, die wir vertreten. Wir wissen, dass Arbeitgeber und Beschäftigte Weiter-
bildungsbedarfe, insbesondere natürlich betriebliche, im guten Einvernehmen besprechen und 
Qualifizierung möglich machen. Dieser Prozess ist bewährt und benötigt keine ergänzenden 
gesetzlichen Ansprüche, zumal in der Zwischenzeit mit dem bundesweiten Qualifizierungs-
chancengesetz eine bundesweite Grundlage für berufliche und betriebliche Weiterbildung ge-
schaffen ist. Das wirft für uns die Frage auf, ob betriebliche Weiterbildungen im Rahmen des 
Bildungsurlaubsgesetzes überhaupt abgedeckt werden müssen.  

Unter der Prämisse unserer generellen Einschätzung nehmen wir nun zu den geplanten Än-
derungen Stellung:  

 HBUG § 5 Inanspruchnahme und Übertragung des Bildungsurlaubs  
Für eine bessere organisatorische Planung in Unternehmen, wäre eine längere Vorlaufzeit 
der Mindestanzeige von sechs Wochen vor Inanspruchnahme des Bildungsurlaubs wün-
schenswert. Eine Verlängerung auf mindestens acht Wochen ermöglicht Arbeitgebern, ge-
rade in Betrieben mit Nacht- und Schichtarbeit, eine flexiblere Vorbereitung der Absenz.  
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 HBUG § 9 Erstattung des fortzuzahlenden Entgelts  
Eine Konkretisierung wäre für den neuen § 9 Absatz 1 Satz 3 notwendig. Wie in der bis-
herigen Fassung auch, bleibt hier mit dem Verweis auf Absatz 1 Satz 1 offen, ob hiermit 
eine Erstattung der Kosten generell ausgeschlossen ist, oder die Beschäftigungszahl für 
die gelisteten Einrichtungen nicht relevant ist.  
 
Unklar ist gemäß dem neuen § 9 Absatz 2, wie sich die „Maßgabe des Landeshaushalts“ 
definiert. Hier ist aus Sicht der VhU eine Konkretisierung im Gesetzestext notwendig. Denn 
mit dem Verweis auf die Maßgabe des Landeshaushalts liest es sich so, als behielte sich 
das Land Flexibilität in der Höhe der Erstattung vor, was aus Sicht der VhU kritisch zu 
bewerten wäre, da unklar ist, wonach sich die Maßgaben definieren. 
 
Die Erstattung bezieht sich in § 12 Absatz 2 Satz 1 auf den „Zeitraum der Freistellung“. 
Hier bleibt die Mindeststundendauer von sechs Zeitstunden pro Tag bestehen. Unklar ist 
weiterhin, ob sich die Erstattung des fortzuzahlendenden Entgelts auf die Freistellung der 
Arbeitsstunden bezieht oder pauschal auf den freigestellten Tag, auch unter Berücksichti-
gung der Flexibilisierung eines Tagesmindestumfangs von vier Stunden. Dies ist entschei-
dend, wenn die arbeitsrechtlich vereinbarte Arbeitszeit 40 Stunden oder mehr umfasst.  
 

 HBUG § 12 Voraussetzungen zur Anerkennung von Bildungsveranstaltungen 
Die im Entwurf in Absatz 2 Satz 2 vorgesehene Flexibilisierung des Tagesumfangs der 
Bildungsveranstaltung in Höhe von mind. vier Zeitstunden ist zwar organisatorisch nach-
vollziehbar, wirft jedoch die Frage auf, ob bei einer Veranstaltungsdauer in Höhe von vier 
Stunden nur eine Freistellung für diesen Zeitrahmen erfolgt und die restliche Zeit in die 
Beschäftigung zurückgekehrt werden muss. Aus Sicht der VhU wäre dies rechtlich so zu 
bewerten. Die diesbezüglichen Konsequenzen der Flexibilisierung sind im Gesetzesent-
wurf jedoch offen.  
 
Hybride und Online-Formate als Angebote zu ermöglichen und die damit verbundene Strei-
chung der Präsenzpflicht in Absatz 1 Nr. 6 sieht die VhU positiv. 
 

 BiUrlGDV § 1 Bildungsurlaub zur Schulung für die Wahrnehmung eines Ehrenamts 
Die hessischen Unternehmen würdigen die große gesellschaftliche Bedeutung des Ehren-
amts, insbesondere etwa im Katastrophenschutz. Sie unterstützen deshalb seit jeher die 
Möglichkeiten zur Wahrnehmung von ehrenamtlichen Aufgaben der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, gleichwohl dies für die betrieblichen Abläufe mitunter herausfordernd ist. 
Trotz der gelebten Praxis und Anerkennung, ist eine Erweiterung der Ehrenamtsbereiche 
im Gesetzesentwurf mit Fragezeichen versehen. Wenn sich jemand beispielswiese als 
Vorstand in einem örtlichen Kunstverein engagiert, ist das grundsätzlich lobenswert. Wa-
rum das jedoch mit Ansprüchen auf Weiterbildung und damit Freistellung bei der Beschäf-
tigung einhergehen muss, ist nur bedingt nachvollziehbar.  
 
Mit den Bereichen „politische Bildungsarbeit“, „kulturelle Bildungsarbeit“, „Umwelt- und Na-
turschutz“, „Nachhaltige Entwicklung und internationale Zusammenarbeit“ und „kirchliches 
und religiöses Ehrenamt“ kommt zudem ein sehr breites und vielfach undefiniertes Spekt-
rum an Tätigkeitsfeldern hinzu, die rechtlich nicht greifbar, für Unternehmen nur schwer 
nachvollziehbar und damit im Einzelfall schwer operationalisierbar sind. Welche Ehrenäm-
ter sind konkret etwa im Kontext „Umwelt- und Naturschutz“ abgedeckt? Das ist Sicht der 
Unternehmensverbände nicht rechtssicher konkretisiert. Die Bedingungen, die für die De-
finition eines Ehrenamts gelten, müssten zwingend Eingang ins Gesetz finden. Denkbar 
wären zum Beispiel ein Kriterium des Engagements in einem eingetragenen Verein und 
eine entsprechende Funktionsaufgabe. 
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Positiv ist grundsätzlich, dass eine Lohnkostenerstattung für Beschäftigungsstellen im 
Falle der Freistellung für die Teilnahme an Ehrenamtsschulungen fortgesetzt werden soll.  
 

 BiUrlGDV § 2 Antrag auf Anerkennung der Eignung als Träger  
In Absatz 1 und Absatz 2 werden neue Anforderungen von Nachweisen der Träger not-
wendig. Eine Konkretisierung wäre hier aus Sicht der VhU hilfreich, für den Nachweis der 
„geeigneten Form“ oder der „geeigneten Qualifikationsnachweise des pädagogischen Per-
sonals“. Der erforderliche organisatorische Aufwand muss hier verhältnismäßig bleiben. 

Soweit unsere Anmerkungen zum vorliegenden Regierungsentwurf.  

Wir bedanken uns noch einmal für die Gelegenheit zur Stellungnahme und stehen für Fragen 
dazu sehr gerne zur Verfügung.  

 

Freundliche Grüße 

 

Sebastian Kühnel    Prof. Dr. Franz-Josef Rose 
Geschäftsführer Bildung   Geschäftsführer Recht 


